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Deutsch-französische Basis 
für ein größeres Europa 
Interview des Bundeskanzlers mit afp 

Bundeskanzler Willy 8 r an d t gab der französi­
schen Nachrichtenagentur Agence France Press 
(afp) am 19. Januar 1973 folgendes Interview: 

Frage: 

Herr Bundeskanzler, was ist - vor allem in bezug auf 
das Ziel der politischen Union Westeuropas - von den 
Hoffnungen übriggeblieben, die vor zehn Jahren durch 
Unterzeichnung des Deutsch-Französischen Vertrages 
erweckt wurden? 

Antwort: 

Von diesen Hoffnungen hat sich mehr erfüllt, als man 
damals erwarten konnte. ln meiner Regierungserklä­
rung vom 18. Januar nannte ich - nicht zum ersten 
Mal - die Beziehung zwischen unseren Völkern eine 
"Entente elementaire". Man hat in der Bundesrepublik 
und in Frankreich verstanden, daß unsere Nachbar­
schaft nicht nur ein geographisches .Schicksal ist, 
sondern daß wir aufeinander angewiesen sind. So be­
fehlen uns Vernunft und Sympathie die "gute Nachbar­
schaft", um ein anderes Leitmotiv aus meiner ersten 
und zweiten Regierungserklärung anzudeuten. 

Mit dem Deutsch-Französischen Vertrag ist die Aus­
söhnung und die enge Zusammenarbeit unserer bei­
den Länder besiegelt worden. Er wurde zur Basis un­
serer Arbeit für den Aufbau der Gemeinschaft. Der 
deutsch-französische Einklang machte auf der Gipfel­
konferenz im Haag, Ende 1969, den Beitritt Großbritan­
niens zur Gemeinschaft erst möglich. Die Pariser Gip­
felkonferenz im vergangenen Oktober hat unseren ge­
meinsamen Willen bestätigt, die Europäische Union in 
diesem Jahrzehnt zu schaffen. Sie wird zugleich eine 
Wirtschafts- und Währungsunion, eine Sozialunion und 
eine Politische Union sein. Ich bin sicher, daß meine 
bevorstehenden Gespräche mit Präsident Pompidou 
diesen Willen bestärken werden. 

Frage: 

Wird Ihrer Ansicht nach der Eintritt Großbritanniens 
in den Gemeinsamen Markt Auswirkungen auf die 
deutsch-französischen Beziehungen und die gemein­
same Agrarpolitik der EWG haben? Genauer gefragt, 
wird die durch den Vertrag von 1963 eingeleitete Zu­
sammenarbeit weiter exemplarischen Wert haben, 
oder wird die britische Präsenz auf dem Kontinent 
sich auf sie auswirken? Glauben Sie außerdem, daß 
das in Brüssel aufgestellte Agrarsystem wieder in 
Frage gestellt wird? 

Antwort: 

Die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft um 
die drei neuen Mitglieder wird von allen Ländern der 
Gemeinschaft als eine notwendige und positive Wei­
terentwicklung der europäischen Einigungsbewegung 
gewertet. Die Politik der Gemeinschaft gewinnt natur-

Bulletin 23. Januar 1973 

gemäß neue Dimensionen. Die deutsch-französische 
Zusammenarbeit verändert sich dadurch in ihrer Qua­
lität insoweit nicht, als sie Beispiel bleibt. 

Die gemeinsame Landwirtschaftspolitik wird nicht in 
Frage gestellt. Die meisten sind sich allerdings einig, 
daß die ~onkrete Ausformung der Agrarpolitik besser 
sein könnte. Wir wissen, wie wichtig sie für Frankreich 
ist. Wir haben noch immer Wege gefunden, die unsere 
Interessen in etwa auf einen Nenner brachten. Mit den 
neuen Partnern wird es nicht anders sein. 

Frage: 

ln bezug auf das Verhältnis zwischen den Vereinigten 
Staaten und Europa scheint Bonn eher die Ansichten 
Londons als die von Paris zu teilen. Besteht in diesem 
Zusammenhang die Gefahr einer europäischen Krise? 

Teilen Sie die französische Befürchtung einer fort­
schreitenden Amerikanisierung Europas und der Le­
bensweise der Alten Weft? 

Antwort: 

Es gibt jetzt, kurz nach dem offiziellen Beitritt Groß· 
britanniens zu unserer Gemeinschaft, nicht den ge­
ringsten Anlaß, das schwerwiegende Wort von der 
"Gefahr einer europäischen Krise" auch nur in den 
Mund zu nehmen. Die "Drei Neuen" sind zu uns ge­
kommen, weil es ihre Interessen so gebieten. 

Was die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten an­
geht, so kann überhaupt keine Rede davon sein, daß 
wir zwischen Paris und London zu wählen hätten; wir 
haben unsere eigene Meinung. Was die entscheiden­
den Fragen angeht, so gibt es keine Differenzen. ln 
Paris ist man wie in London und Sonn der Meinung, 
daß die Präsenz der Vereinigten Staaten in Europa für 
die Sicherheit unseres Kontinents unentbehrlich ist. 

Im übrigen scheint es mir an der Zeit zu sein, eine 
gemeinsame Haltung der Europäischen Gemeinschaft 
- der alten und der neuen Mitglieder - zu den Ver­
einigten Staaten zu definieren. ln meiner Regierungs­
erklärung finden sich dazu Hinweise: Wir stellen fest, 
daß es zwischen Europa und den Vereinigten Staaten 
Unterschiedlichkeiten und · Gemeinsamkeiten gibt, die 
sich aus der Tatsache erklären, daß sich unsere In­
teressen auf den Kontinent konzentrieren und Amerika 
weltweite Verpflichtungen hat. Die fundamentale Ge­
meinsamkeit ist die Mitverantwortung der Vereinigten 
Staaten für die Struktur des Friedens in Europa. Ich 
meine, daß man diese Skizzierung des Problems auch 
in Paris und London für realistisch hält. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Man sollte sorgfältig 
überlegen, was man unter einer "Amerikanisierung" 
Europas verstehen will. Vielleicht gibt es in der Tat so 
etwas wie eine amerikanische Zivilisation. Sie hat 
überaus sympathische und einige weniger sympathi-

, ~ehe Züge. Sie hat, wenn Sie es so ausdrücken wollen, 
fast jedes der europäischen Länder erobert und ist 
sogar im Begriff, die Grenze nach Osteuropa zu über­
schreiten. Aus unserem Leben ist sie nicht mehr weg­
zudenken. Aber das bedeutet nicht, daß wir aufhörten, 
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Europäer zu sein. Die Substanz unserer gewachsenen 
Kultur ist stark genug, sich hinter dieser zivilisatori­
schen Kulisse zu behaupten. Übrigens kann man um­
gekehrt mit gleichem Recht von einer gewissen "Euro­
päisierung" Amerikas sprechen. Unsere Lebens­
gewohnheiten haben nicht nur die Großstädte des 
amerikanischen Ostens "erobert", sondern sind tief 
in diesem Kontinent eingedrungen. So kann man 
durchaus von einer kulturellen Interdependenz reden. 

Hier wie dort: wir haben unser eigenes unverwechsel­
bares Schicksal. Es wird auch nicht von der engen 
wirtschaftlichen Verflechtung korrigiert. Wir müssen 
allerdings sorgfältig prüfen, wo die Grenzen der Ver­
nunft für die wachsenden Investitionen Amerikas in 
Europa liegen könnten, und ob es auf die Dauer zu­
mutbar ist, daß dem ein auch nicht annähernd gleich­
wertiges europäisches Engagement in Nordamerika 
gegenübersteht. 

Frage: 

Ihre Bemühungen um eine Normalisierung der Be­
ziehungen zur DDR und die Haltung Ihrer Regierung 
zum beiderseitigen und ausgewogenen Truppenabbau 
in Europa sind, hier und da, als Vorbote einer künf­
tigen Wiedervereinigung Deutschlands im Rahmen 
einer Neutralisrerung gewertet worden. Was ist Ihre 
Meinung dazu? 

Antwort: 

Die Frage scheint mir nicht realistisch zu sein. ln Mos­
kau und in Ostberlin wird man sich darüber kaum die 
Köpfe zerbrechen. Niemand kann beweisen, ob es 
jemals eine wirkliche Chance gab, die Einheit Deutsch­
lands außerhalb der militärischen Allianzen zu gewin­
nen. Man hätte das in den fünfziger Jahren prüfen 
können. Damals wurde es versäumt. 

Die Bundesrepublik hat sich aus freiem Willen in die 
Europäische Gemeinschaft gefügt. Ihre Bürger sehen 
darin die Logik der Geschichte. Sie sind davon über­
zeugt, daß ihre Interessen in Europa geborgen sind. 
Die Neuordnung unserer Beziehungen zur DDR soll 
helfen, einen Zustand der Anormalität zu überwinden. 
Denn es ist nicht normal, daß eine Grenze die Men­
schen des gleichen Volkes trennt, einschneidender 
wirkt als andere Grenzen in Europa - selbst die zwi­
schen Ost und West: Wir suchen den Weg vom feind­
seligen Nebeneinander zum friedlichen Miteinander. 

An den bestehenden Kräfteverhältnissen in Europa 
ändert dies nichts. Die Verhandlungen über einen bei­
derseitigen und ausgewogenen Truppenabbau in Eu­
ropa, zu denen die Vorgespräche beginnen, können 
uns - wir hoffen es - Wege zeigen, wie sich ein Feld 
der Spannung - behutsam und ohne Zeitdruck - in 
ein Feld der Entspannung verwandeln läßt. Eine Redu­
zierung der Streitkräfte könnte uns und andere von 
finanziellen Lasten befreien. Aber bis dahin ist el:? yvohl 
noch weit. Wir werden an jeder Station dieser Ver­
handlungen sehr genau zu prüfen haben, ob das 
Gleichgewicht und unsere Sicherheitsinteressen ge­
wahrt bleiben. 
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Frage: 

ln He/sinki ist die Rede von der Freizügigkeit für Men­
schen und Gedanken. Stört Sie diese gemeinsame 
Forderung des Westens nicht bei der Normalisierung 
der Beziehungen zur DDR? 

ß\ntwort: 

Im Gegenteil: Die Verhandlungen in Helsinki können 
und sollen unsere Übereinkunft mit der DDR ergänzen. 
Wir betrachten den Ausgleich zwischen den beiden 
deutschen Staaten als zentrales Element eines Aus­
gleichs zwischen den Teilen Europas, wenn in Hel­
sinki von mehr Freizügigkeit für die Bürger Europas 
die Rede ist. Das genau ist es, was wir für die beiden 
deutschen Staaten erhoffen. 

Wir haben mit dem Abschluß des Grundvertrags kon­
krete menschliche Erleichterungen gewonnen. Die 
Bürger der DDR und der Bundesrepublik empfinden 
dies als einen entscheidenden Schritt zur "Normalisie­
rung ". Wir wollen nach unseren besten Kräften dafür 
sorgen, daß die Chancen, die uns der Vertrag bietet, 
ganz genutzt werden - um der Menschen wil­
len. Der Grundvertrag ändert nichts an der Verschie­
denheit der gesellschaftlichen Systeme in der DDR und 
der Bundesrepublik. Wir, die Bürger der Bundesrepu­
blik, sind in der Familie der westlichen Demokraten 
zu Hause und wollen es bleiben. 

Frage: 

Glauben Sie, daß, wie manche behaupten, durch die 
Anerkennung der DDR durch die westlichen Länder 
der Niedergang Westbar/ins unausweichlich wird? 

Antwort: 

Die Freiheit Berlins und seine Bindung an die Bundes­
republik sind durch das Abkommen der Vier Mächte 
bestätigt und gefestigt worden. Das ist eine wesent­
liche Verbesserung für den Status der Stadt. Berlin hat 
eine neue reale Basis für seine Sicherheit gefunden. 
Seine Zukunft ist weniger bedroht, als sie es jemals 
seit dem Zweiten Weltkrieg, nein, lassen Sie es mich 
genauer sagen: seit den Jahren der Diktatur gewesen 
ist. 

Westberlin ist noch immer die größte Industriestadt 
Deutschlands und wird es bleiben. Ich bin davon über­
zeugt, daß die Hauptstadt des Deutschen Reiches 
und der. Weimarer Republik in ihrer besonderen Lage 
zwischen Ost und West eine bedeutende und auch 
attraktive Funktion hat. Gerade im Prozeß der Entspan­
nung und der Normalisierung gewinnt Berlin neues 
Interesse. Die Berliner, deren Vitalität sich in so vielen 
Krisen behauptet hat, sind nicht in Gefahr, ausgerech­
net unter Entspannung zu leiden. Ich war lange Jahre 
ihr Bürgermeister und kenne sie gut genug: Sie haben 
sich in den Kopf gesetzt, aus Berlin das Modell ei~es 
modernen Stadtwesens zu machen. Damit haben wir 
in meiner Berliner Amtszeit schon begonnen. Auch als 
Bundeskanzler werde ich gewiß meine Möglichkeiten 
nutzen, ihnen zu helfen. 
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Gemeinsame Verantwortung 
für den Frieden in Europa 

Interview des Bundeskanzlers mit ORTF 

Bundeskanzler Willy 8 r an d t gab dem französi­
schen Fernsehen ORTF am 21. Januar 1973 das 
nachstehende Interview: 

Frage: 

Es sind nun 10 Jahre her, daß die Deutschen und die 
Franzosen Seite an Seite leben, seitdem Bundes­
kanzler Adenauer und General de Gaulle den Vertrag 
über Freundschaft und Zusammenarbeit unterzeichnet 
haben. Hat Ihrer Meinung nach, Herr Bundeskanzler, 
dieser Vertrag seine Versprechen gehalten? Wird er 
sie für die zukünftigen Generationen halten? 

Antwort: 

Der deutsch-französische Freundschaftsvertrag ist für 
uns ein Element unseres Lebens geworden, nicht nur 
des politischen. In meiner Regierungserklärung 
nannte ich die Beziehung zwischen unseren Völkern 
-nicht zum ersten Mal- eine "Entente elementaire". 

Die Aussöhnung zweier Völker ist niemals eine Selbst­
verständlichkeit, sondern ein Anlaß, vom Glück der 
Geschichte zu reden - und das gibt es nicht oft. Die 
Deutschen und die Franzosen verstehen das geogra­
phische Schicksal der Nachbarschaft nicht mehr als 
eine Last, sondern als eine natürliche Ergänzung, die 
ihr Dasein reicher macht. 

Sympathien, die aus der Vernunft wachsen, sind die 
zuverlässigsten. Sie machen es auch selbstverständ­
lich, daß man sich - in "einer" Regierung, sagte Ihr 
Präsident - offen darüber unterhält, wenn man ein­
mal nicht in allen Fragen einer Meinung ist. 

Wir sind dem französischen Partner dafür dankbar, 
daß er unsere Bemühungen um eine Normalisierung 
des Verhältnisses zum Osten aufrichtig unterstützt hat. 
Und wir wissen es zu schätzen, daß das französische 
Volk Verständnis für unsere Ost-West-Politik hat. 

Zum anderen hat der deutsch-französische Einklang 
den inneren Ausbau und die Erweiterung der Euro­
päischen Gemeinschaft tatsächlich erst möglich ge­
macht. 

Frage: 

Die Bundesbürger und die Franzosen leben auch in 
einer Gemeinschaft, die sich Europa nennt, und die 
sich am 1. Januar offiziell erweitert hat. Wie so// sich 
dieses Europa im Vergleich zu draußen definieren? 

Antwort: 

Europa wird mehr und mehr zu einer eigenständigen 
Persönlichkeit, die sich ihrer Veranwortung für den 
Frieden in der Welt bewußt ist. 

In der Regierungserklärung, mit der wir in der letzten 
Woche unsere Arbeit in Sonn neu angefangen haben, 

Bulletin 23. Januar 1973 

sprach ich von den Gemeinsamkeiten und Unter­
schiedlichkeiten zwischen Amerika und Europa. 

Ich sagte, die Unterschiedlichkeiten stammten aus der 
Tatsache, daß sich unsere Interessen in erster Linie 
auf unseren Kontinent konzentrieren, während die 
amerikanischen Verpflichtungen weltweit sind. Ge­
meinsam slnd unsere Sicherheitsinteressen, unsere 
Verantwortung für die internationale Struktur des Frie­
dens in Europa. 

Je klarer wir den Willen Europas formulieren können, 
um so eher wird es uns gelingen, die natürlichen Bin­
dungen Amerikas an das Geschick dieses Kontinents 
zu festigen. 

Die Vereinigten Staaten unterstützen, im Grundsatz, 
die Partnerschaft. Also müssen wir - in der Solidarität 
unserer Interessen und schließlich in der Begründung 
der Europäischen Union - dafür sorgen, daß wir tat­
sächlich auch Partner unter Gleichen werden. 

Die europäische Solidarität sollte immer deutlicher un­
sere Beziehungen zur sogenannten Dritten Welt be­
stimmen. In gemeinsamen Anstrengungen bei der Ent­
wicklungshilfe wird diese schon jetzt sichtbar. 

Frage: 

Die beiden deutschen Staaten haben ihre Beziehun­
gen mit dem Grundvertrag, der am 21. Dezember 1972 
unterzeichnet worden ist, normalisiert. Zahlreiche 
Länder - darunter Frankreich - werden bald die DDR 
anerkennen oder haben sie schon offiziell anerkannt. 
Soll das heißen, daß der Höhepunkt Ihrer Ostpolitik 
erreicht ist? 
Wie wird sich diese Politik entwickeln? 

Antwort: 

Ich will nicht von Höhepunkten reden. Mit der Ratifi­
zierung des Grundvertrages, den Verträgen über Ge­
waltverzicht mit Moskau und Warschau und dem 
schließliehen Beitritt der beiden deutschen Staaten zu 
den Vereinten Nationen wird im wesentlichen das ge­
leistet, was ich den spezifisch deutschen Beitrag für 
den Frieden und die Entspannung in Europa nennen 
möchte. 

Wir wollen mit unseren Partnern in der Europäischen 
Gemeinschaft und im Atlantischen Bündnis die Zu­
sammenarbeit zwischen Ost und West fruchtbarer 
werden lassen. Dazu gehört die Normalisierung un­
seres Verhältnisses zu den osteuropäischen Ländern, 
zu denen wir noch keine vollen Beziehungen unter­
halten. Dazu zählt auch die reale, für die Menschen 
drüben spürbare Veränderung unseres Verhältnisses 
zur DDR, damit auch hier die gute Nachbarschaft 
eines Tages Wirklichkeit wird. 

Es geht jetzt nicht um spektakuläre Ereignisse, son­
dern um die konkrete Bewährung unserer Friedens­
politik: auch in der Konferenz über Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa, zu der die Vorarbeiten be­
gonnen haben, und schließlich in den vorbereitenden 
G.e~prächen über eine Begrenzung von Streitkräften, 
an denen wir teilnehmen. 

Das alles verlangt Geduld und viel Beharrlichkeit. 
Wenn Sie so wollen: der Friede, dem meine Politik 
dient, muß in den Alltag übersetzt werden. 
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Frage: 

Inflation, das ist ein Wort, das man dieses Jahr noch 
oft aussprechen wird, in der Bundesrepublik, in Frank­
reich und in vielen anderen Lände·rn der Industrie­
gesellschaft. Was kann man Ihrer Meinung nach, Herr 
Bundeskanzler, auf diesem Gebiet tun? 

Antwort: 

Es gibt keine magische Zauberformel gegen die Preis­
steigerungen, die eine ernste Gefahr für unsere euro­
päische Wirtschaft geworden ist. 

Die Pariser Gipfelkonferenz des letzten Oktober hat 
bewiesen, daß alle Mitgliedsländer der Gemeinschaft 
eine Eindämmung der Preissteigerungsraten als eine 
der wichtigsten Aufgaben betrachten. 

Erste Schritte sind gemacht worden, weitere müssen 
folgen. Es kommt jetzt darauf an, solidarisch zu han­
deln. Denn kein Mitgliedstaat der Gemeinschaft kann 
mit den Problemen der Stabilität isoliert fertig wer­
den. 
Was unser wirtschaftliches Schicksal angeht, ist Euro­
pa längst eine Realität. Wir müssen uns - und das ist 
ein Schlüssel des Problems - vor allem zu einer 
gemeinsamen Haltung bei der Neuordnung des Welt­
währungssystems entschließen. 

Frage: 

Sprechen wir noch einmal über den Deutsch-Französi­
schen Vertrag. Man betrachtet immer zuerst den poli­
tischen Aspekt. Aber es gibt auch den kulturellen 
Aspekt, den Austausch, mit einem Wort, das Leben. 
Scheint Ihnen das aktuelle Niveau dieser Austausche 
ausreichend zu sein? 

Antwort: 

Die Kontakte und der Austausch auf zahlreichen Ge­
bieten können gewiß noch intensiver werden. Das gilt 
besonders für den Unterricht in der jeweiligen Spra­
che des anderen Landes. 

Das, was neben den offiziellen Kontakten in den 
letzten Jahren gewachsen ist, bestimmt das gute und 
entspannte Klima zwischen unseren Völkern. Die in­
dustrielle und technologische Kooperation hat Fort­
schritte gemacht. 
So wachsen wir zusammen in die Europäische Ge­
meinschaft hinein. Seide Länder sind füreinander die 
wichtigsten Handelspartner geworden. Das alles ist 
ermutigend. 
Ich bin auch sicher, daß die Zusammenarbeit künftig 
immer mehr Lebensbereiche umschließen wird, gesell­
schaftliche und sozialpolitische, die uns ganz beson­
ders wichtig sind, denn wir wollen, daß ein soziales 
Europa Wirklichkeit wird. 

So bildet sich Schritt für Schritt das heraus, was ich 
den Aufgabenbereich der Europäischen Innenpolitik 
nennen möchte. 

Lassen Sie mich, nicht ganz so ernst, hinzufügen: Die 
Zahl der Heiraten zwischen jungen Deutschen 'Und 
Franzosen wächst. Das scheint mir der liebenswür­
digste Aspekt der Koexistenz zu sein. 

Und noch eines: der Guide Michelin, Ausgabe 1972 
für Deutschland, scheint auch in der Bundesrepublik 
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eine Institution zu werden. Diese Ausgabe vergibt 
immerhin schon ca. 180 Sterne an deutsche Restau­
rants. Das ist eine nicht unwesentliche Verbesserung 
unserer Beziehungen - und der Qualität des Lebens. 

Fr~ge: 

Herr Bundeskanzler, Ihre Landsleute haben Sie in 
Ihren Funktionen bestätigt. Sie haben diese neue 
Legislatur schon angetreten. Was ist das Hauptsäch­
lichste, das Sie in diesen vier Jahren unternehmen 
möchten? 

Antwort: 

Wir wollen die Arbeit für die Europäische Union 
vorantreiben, die wir uns auf der Pariser Gipfelkon­
ferenz für 1980 als Ziel gesetzt haben. Sie soll für die 
Welt das große Beispiel für die Dynamik des Fort­
schritts in Freiheit und soziale Gerechtigkeit werden. 

Wir wollen - mit den Partnern der Europäischen Ge­
meinschaft und des Atlantischen Bündnisses - die 
Entspannung und die Kooperation zwischen Ost und 
West konkret werden lassen. Wir wollen so den Frie­
den festigen. 

In der Bundesrepublik selbst wollen wir an unseren 
Reformen weiterarbeiten: Die Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer in den Industriebetrieben ist eine zentrale 
Aufgabe - übrigens auch in Europa -, die Bildungs­
reform eine andere. 

Ich könnte viele Beispiele nennen. Aber ich rede lieber 
von einem Wandlungsprozeß unserer Gesellschaft, in 
den alle diese Veränderungen einmünden. Dieser 
Prozeß soll das sichern, was wir als Qualität des Le­
bens verstehen. 

Dafür haben sich die deutschen Bürger engagiert, die 
meiner Regierung im November des vergangenen 
Jahres eine so klare Mehrheit verschafften. 

Di.ßse Wahl hat die politische Landschaft der Bundes­
republik Deutschland in der Tat verändert. Ihr ent­
scheidendes Element ist die "Neue Mitte", die von 
den beiden Koalitionsparteien, Sozialdemokraten und 
Liberalen, gebildet wird. In ihr sammelt sich vor 
allem die junge Generation, die man eine Europäische 
Generation nennen kann. 

Agn3ment für Botschafter Dr. Joetze 

Das Auswärtige Amt teilt mit: Die Regierung der Repu­
blik Niger hat Dr. Günter Joetze das Agrement als 
außerordentlichem und bevollmächtigtem Botschafter 
der Bundesrepublik Deutschland in Niamey erteilt. 

Dr. Joetze, 1933 in Bad Reichenhall geboren, studierte 
Rechtswissenschaften. Er legte 1955 die erste, 1960 
die zweite juristische Staatsprüfung ab, bevor er in 
.den Dienst des Bundesministeriums für Wirtschaft trat. 
1963 trat er in den Auswärtigen Dienst ein und wurde 
nach seinem Vorbereitungsdienst als Legationsrat bei 
den Vertretungen in Phnom Penh und Saigon einge­
setzt. Seit 1969 arbeitet Dr. Joetze - seit 1971 als Vor­
tragender Legationsrat - in der Politischen Abteilung 
des Auswärtigen Amts. 


